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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Otto Wannenmacher, Frankfurt a. M., gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 24/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Nichtzugang der Briefwahlunterlagen 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 


Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 
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Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 370 

(372 f.)]. 

C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 

D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 


Dr. de With 

Vorsitzender 


Liedtke 

Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache - Az. 24/72 - Otto Wannemacher, 

Frankfurt a. M. f 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 12. Dezember 1972 - einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 13. De- 
zember 1972 - hat der Einspruchsführer Ein- 
spruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag eingelegt. Zur Begrün- 
dung trägt er vor: 

Rechtzeitig habe er für seine Ehefrau und sich 
beim Statistischen Wahlamt der Stadt Frank- 
furt die Briefwahlunterlagen beantragt. Seine 
Frau habe diese etwa acht Tage später durch die 
Post erhalten; seine seien bisher nicht eingetrof- 
fen. Eine telefonische Reklamation beim Vor- 
steher des Zustellpostamtes sei negativ verlau- 
fen. Hierauf habe er den Leiter des Wahlamtes 
angerufen, der ihm erklärt habe, daß auch seine 
Wahlunterlagen abgeschickt worden seien. Als 
er sich daraufhin an ein Parteibüro gewandt 
habe, sei ihm erklärt worden, er solle eine 
eidesstattliche Erklärung für das Wahlamt abge- 
ben und ein Duplikat beantragen. Bei seinem 
erneuten Anruf beim Leiter des Wahlamtes sei 
ihm geantwortet worden, die Ausstellung eines 
Duplikates sei nicht möglich. 

Der Einspruchsführer vertritt die Auffassung, 


ihm hätte ein Duplikat ausgestellt werden müs- 
sen, da er dem Leiter des Wahlamtes bekannt 
gewesen sei, bei dem er selbst 25 Jahre lang 
beschäftigt gewesen sei. 

Im übrigen hätte ja eine evtl. Doppelwahl fest- 
gestellt werden können; darüber hinaus sei ihm 
bekannt gewesen, daß er sich bei einer Doppel- 
wahl strafbar gemacht hätte. 

Der Magistrat der Stadt Frankfurt hat mit Schrei- 
ben vom 12. Februar 1973 mitgeteilt, dem Ein- 
spruchsführer und seiner Ehefrau seien die Brief- 
wahlunterlagen auf dem Postwege zugestellt 
worden. Hierüber liege eine Eintragung in der 
Wahlscheinkartei vom 10. November 1972 vor. 
Dem Einspruchsführer sei auf Anfrage dieser 
Sachverhalt mitgeteilt worden; dabei sei ihm 
auch gesagt worden, daß aufgrund der Bestim- 
mungen des § 25 Abs. 8 BWO verlorene Wahl- 
scheine nicht ersetzt werden könnten. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Die Ausübung des Wahlrechts ist gemäß § 36 BWG 
auch in der Form der Briefwahl möglich. Wird von 
der Briefwahl Gebrauch gemacht, ist die Gefahr 
nicht auszuschließen, daß Briefwahlunterlagen ver- 
loren gehen, sei es auf dem Wege von der Wahl- 
behörde zu der vom Wahlberechtigten angegebe- 
nen Adresse oder sei es beim Wähler selbst, nach- 
dem er den Wahlschein erhalten hat. 

Die Bundeswahlordnung unterscheidet diese beiden 
Fälle nicht, sondern bestimmt in § 25 Abs. 8 
BWO für den einen wie den anderen Fall: „Ver- 
lorene Wahlscheine werden nicht ersetzt/' 

Damit ist das Risiko des Verlustes der Wahlunter- 
lagen dem Wähler aufgebürdet. 


Wenn ausweislich der Eintragung in der WahT 
scheinkartei des Wahlamtes der Stadt Frankfurt a.M. 
vom 10. November 1972 dem Einspruchsführer und 
seiner Ehefrau die Wahlunterlagen an die von ihm 
angegebene Anschrift abgesandt wurden, bestand 
für das Wahlamt aufgrund der Rechtslage keine 
Möglichkeit mehr, den Wahlschein für ihn zu er- 
setzen. § 25 Abs. 8 BWO ist zwingendes Recht und 
kann auch nicht in Ausnahmefällen umgangen wer- 
den. Zwar dient auch § 107 a StGB als Strafrechts- 
norm der Verhinderung der Doppelwahl; § 25 Abs. 8 
BWO soll jedoch im administrativen Bereich dafür 
Sorge tragen, daß eine Doppelwahl ausgeschlossen 
bleibt. 


3 



Drucksache 7/338 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Aus dem klaren Wortlaut der angezogenen Be- 
stimmung ergibt sich, daß es auf die Persönlichkeit 
desjenigen, dem die Briefwahlunterlagen abhanden 
gekommen sind, nicht ankommen kann, erst recht 
keine Behördenwillkür vorliegt, wenn sie unter 


Berufung auf § 25 Abs. 8 BWO die Ausstellung 
eines Duplikats des Wahlscheines ablehnt. Der 
Einspruch war daher offensichtlich unbegründet 
und deshalb gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 


Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 


gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
I Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 

I Bundestages — — beim Bundesver- 

| fassungsgericht eingegangen sein. 
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